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Spannungen zwischen Kirche und Staat

Ein Briefwechsel zwischen Professor Karl Barth und dem bernischen Kirchendirektor,
n & Regierungsrat Dr. Feldmann

LT>

rz. Soeben erscheint unter dem Titel «Kir-
che und Staat im Kanton Bern», herausgege-
ben von der Staatskanzlei, eine Sammlung
von Dokumenten «zur Orientierung des Gros-
sen Rates und als Beitrag zur Diskussion».
Diese Dokumentensammlurig ist von grösster
Bedeutung. Sie ist ein Markstein in der Dis-
kussion um das Thema Kirche und Staat.

Aufgerührt wurde die Diskussion in brei-
terer Oeffentl ichkeit durch den Verwaltungs-
bericht der Kirchendirektion, worin festgestellt
wurde, dass in gewissen kirchlichen Kreisen
wenig Interesse an unserer demokratischen
Staatsform bestehe. Auf Fragen aus dem
Grossen Rat hin hat dann Kirchendirektor
Feldmann im September 1950 nähere Erläu-
terungen gegeben, die in den betroffenen
Kreisen mit Grund Staub aufwirbelten. Pro-
fessor Karl Barth hat den bernischen Kirchen-
direktor gewissermassen zu Rede gestellt und
eine Aussprache verlangt. Regierungsrat
Feldmann regte vorher eine Fixierung der zu
besprechenden Fragen an. Auf zweieinhalb
Seiten stellte hierauf Professor Karl Barth
nicht ohne scharfe Pointierung seine Fragen,
und Regierungsrat Feldmann hat dann mit
der ihm eigenen Gründlichkeit auf 39 Seiten
geantwortet. Bei dieser Antwort liegt nun un-
bedingt das Schwergewicht dieser Publika-

^ und sie stempelt den Briefwechsel zur
^ 0.....clichen A b r e c h n u n g, einer Abrech-
nung mit den Zweideutigkeiten Barthscher
Dialektik durch den Staatsmann, der mit mes-
serscharfer Logik die Probleme seziert und
mit dem nötigen Mut zu deutlicher Sprache
sein Wort sagt. Dieses Gewitter mit Blitz
und Donner wird da und dort seine Wunden
schlagen, aber schliesslich doch eine wohl-
tuende reinigende Wirkung haben.

Wir überspringen die Ausführungen über
fehlende Toleranz, überspringen vorläufig
das Schreiben von Professor Barth aus dem
Jahr 1927, worin er die «sogenannte liberale
Theologie» als entartet und überlebt ver-
dammt und einer Berufung an die Berner
Hochschule (die hierauf ausblieb) nur anzu-
nehmen erklärte, wenn ihm eine höhere Be-
soldung gewährt und die liberale Richtung an
der Hochschule nicht mitberücksichtigt wer-
de. Wir überspringen die interessanten Aus-
einandersetzungen mit Anhängern von Karl
Barth, wie Pfarrer W. Lüthi, Fritz Wittwer,

|§sident des Münsterkirchgemeinderates und
|rn, überspringen die Auseinandersetzun-
über Antimilitarismus und soziale Fra-

gen, um schliesslich festzuhalten, was Regie-
rungsrat Feldmann zur wichtigsten Frage der

Einstellung zum demokratischen Staat
schweizerischer und bernischer Prägung, sagt.
Er geht auf die Schrift von Karl Barth «Chri-
stengemeinde und Bürgergemeinde» ein und
schreibt:

«Auf Seite 15 Ihrer Schrift lehnen Sie es
ab, das .demokratische*  Konzept als d as
christliche gegen alle ändern auszuspielen;
an anderen Stellen (Seite 28) betonen Sie
dann doch wieder: ,Der mündige Christ kann
nur ein mündiger Bürger sein wollen und er
kann auch seinen Mitbürgern nur zumuten,
als mündige Menschen zu existieren.' Das ist
das christliche Bekenntnis zur Demokratie,
welches Sie auf Seite 15 Ihrer Schrift aus-
drücklich ablehnen. Wenn Sie (Seiten 26, 30
und 31 Ihrer Schrift) die .Tyrannei' im Prin-
zip ablehnen, weshalb denn auf Seite 28 und
86 d ie g e d a n k l i c he S p i e l e r ei m i t
der D i k t a t u r? Jede Diktatur ist ihrem
Wesen nach Tyrannei; man kann doch wohl
kaum gleichzeitig die Staatsform der Tyrannei
ablehnen und dann doch wieder die Auffas-
sung vertreten, dass der rechte Staat gele-
gentlich sogar die Gestalt der Diktatur tragen
könne, wie Sie es auf Seite 36 tun.

Die Diktatur k a nn nicht die rechte Staats-
form sein, weil sie die Freiheit der Kriti k
(und zwar wohlverstanden auch die Freiheit
der k i r c h l i c h en Kritik! ) unterdrückt und
damit den ungeheuerlich anmassenden An-
spruch erhebt, eine über alle Kriti k erhabene
Staatsform zu sein. Eine solche, über alle Kri -
tik erhabene Staatsform gibt es aber in Tat
und Wahrheit überhaupt nicht. Dem Menschen
las Recht zu nehmen, sich über die Gestal-

tung der Gemeinschaft seine eigenen Gedan-
ken zu machen und diese Gedanken zu äus-
sern, bedeutet den Angriff auf die elementar-
sten Grundlagen menschlicher Würde. Die Dik-
tatur i s t die Tyrannei, welche Sie im Prinzip
verwerfen; die Tyrannei ist die Diktatur, de-
ren Berechtigung Sie im Prinzip anerkennen.
Das sind unlösbare Widersprüche. Man kann
nicht als recht ansehen, was man verwirft.
Wie soll man sich diese seltsamen Widersprü-
che erklären? Entspringen sie nicht dem
Wunsch, sich nach keiner Seite hin festzule-
gen oder behaften zu lassen? Hält man auf
diese Weise nicht einfach .für alle Fälle' und
,für jeden etwas' bereit? Sei dem, wie es sei:

Die heutige Zeit verlangt jedenfalls eine
klarere Stellungnahme zu den freiheitlichen
demokratischen Staatsgrundlagen von einer
Kirche, die eine von einem freiheitlichen,
demokratischen Staate anerkannte Landes-
kirche sein will .

Mi t dem Willen unseres Volkes, seine Freiheit
zu wahren und zu verteidigen, hat auch eine
Landeskirche zu rechnen, wil l sie nicht jeden
Einfluss auf den Gang der politischen Ent-
wicklung verlieren.

Unklarheit und Inkonsequenz in der Stel-
lungnahme zu den Existenzgrundlagen der De-
mokratie zeigt sich besonders deutlich auch
i n Ihrem s e l t s a m en U r t e i l ü b er d i e
p o l i t i s c h en P a r t e i e n, bezeichnen S ie
doch auf Seite 37 Ihrer Schrift die politischen
Parteien expressis verbis als ,eines der frag-
würdigsten Phänomene des politischen Lebens:
keinesfalls seine konstitutiven Elemente, viel-
leicht von jeher krankhafte, auf jeden Fall!
nur sekundäre Erscheinungen'. Sind Sie sich
der Tatsache bewusst, dass eine wirklich frei-]
heitlich organisierte und nach freiheitlichen
Grundsätzen geführte Demokratie ohne die
Existenz verschiedener politischer Parteien
überhaupt nicht bestehen kann? Was soll nach
Ihrer Meinung an die Stelle der Parteien tre-
ten: der Einparteienstaat? — dann waren wir
wieder bei Ihrer Auffassung angelangt, dass
auch die Diktatur einen ,rechten Staat' dar-
stellen könne — oder ein Keinparteienstaat —
wie denken Sie sich in diesem Falle die Lö-
sung der Aufgabe, welche heute die politischen
Parteien in der politischen Aufklärung der
Bürgerschaft, in der Stellungnahme zu Wah-
len und Abstimmungen erfüllen? Die politi-
schen Parteien sind an und für sich als Insti-
tution weder fragwürdige noch krankhafte Er-
scheinungen des politischen Lebens, sondern
sie sind die notwendigen Instrumente der Mei-
nungsbildung, Meinungsäusserung und Wil -
lensbildung in jeder Demokratie, die ihren Na-
men wirklich verdient. Es gibt auch in dieser
Beziehung nun eben kein ,vielleicht, vielleicht
auch nicht' oder »sowohl — als auch', sondern
es gibt nur ein klares Entweder-Oder:

Wer ja sagt zur freiheitlichen, demokrati-
schen Staatsform, muss auch ja sagen zum
Bestehen verschiedener politischer Parteien
und kann sie jedenfalls nicht als fragwür-
dige oder gar krankhafte Erscheinungen
unseres politischen Lebens betrachten;

wer die Existenzberechtigung der politischen
Parteien verneint, sagt damit auch nein zur
Staatsform der Demokratie. Dass heute mit
führenden Vertretern der Kirche über derart
e l e m e n t a re staatspolitische G r ü n d e r -]
k e n n t n i s se überhaupt Auseinandersetzun- j
gen stattfinden müssen, ist jedenfalls ein wei-
teres untrügliches Anzeichen für die kaum
mehr zu verantwortende .Distanz', mit welcher
Ihnen nahestehende kirchliche Kreise funda-
mentalen Existenzbedingungen unseres Volks-
staates gegenüberstehen.

Es war unter solchen Umständen doch wirk-
lich nicht übertrieben, wenn der letzte Ver-
Avaltungsbericht der Kirchendirektion andeu-
tete, ,dass in gewissen kirchlichen Kreisen we-
nig Interesse an unserer demokratischen
Staatsform besteht'. Ich lasse die Frage offen,
ob und in welchem Mass dieses Desinteresse-
ment mit einem Grundzug Ihrer Theologie zu-
sammenhängt, die, wenn ich richtig verstehe,
dem Menschen im Prinzip überhaupt nichts
Rechtes zutraut, sondern ihn als verworfen,
grundverdorben und verloren betrachtet. Es

darf und muss einmal von einem Vertreter ei-
nes demokratischen Staates aus gesagt wer- Kai
den: Mit Menschen, die sich jeden Tag von von
neuem ihre absolute Minderwertigkeit und len
Nichtswürdigkeit, ihre abgrundtiefe Verdor- auf
aenheit und hoffnungslose Verlorenheit be- dpi
scheinigen lassen, baut und führt man keine nie
Demokratie; die freiheitliche Staatsform ist ma
darauf angewiesen, an g u te K r ä f t e i m gen
M e n s c h en zu a p p e l l i e r e n: m i t d er
prinzipiellen Geringschätzung des Menschen, zie
mit der Negierung seines guten Willens schafft «
man ,Menschenmaterial' für die Diktatur und be\
keine Träger einer Demokratie. ehe

Was verspricht man sich eigentlich für die dar-
praktischen Wirkungsmöglichkeiten der Kir - ref
ehe von Zweideutigkeiten in der Einstellung wii
zur demokratischen Staatsform? Müsste es ge- höi
rade vom kirchlichen Standpunkt aus nicht der
ungleich näher liegen, die d e m o k r a t i - bei
s e he S t a a t s f o rm als Institution b e - dei
w u s st u nd p o s i t iv zu b e j a h e n, i n
der Erkenntnis der Tatsache, dass nun einmal ge?
keine andere Staatsform der Kirche die glei- tun
chen Möglichkeiten gewährt, auch gegenüber gei
dem Staat und seinen Behörden überhaupt scli
zum Worte zu kommen und gehört zu werden? kor
Sie selbst verweisen ja auf Seite 36 Ihrer we
Schrift auf die .Affinitä t zwischen der Chri- Un
stengemeinde und der Bürgergemeinde der am
freien Völker'. Es besteht ja doch wohl nicht mit
nur eine .Affinität' , sondern ein tatsächlicher, ich
und zwar sehr bedeutungsvoller Zusammen- ein
hang zwischen einer Staatsform, die den ein- r e
zelnen Bürger immer wieder unter seiner Ver- tan
antwortung zur Entscheidung aufruft und ei- T
ner religiösen Auffassung, die, wie Sie selbst Bri
auf Seite 28 Ihrer Schrift hervorheben, ihrer- sei
seits den Menschen vor seine Verantwortung dri
stellt.» koi
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verwerfen; die Tyrannei ist die Diktatur, de-
ren Berechtigung Sie im Prinzip anerkennen.
Das sind unlösbare Widersprüche. Man kann
nicht als recht ansehen, was man verwirft.
Wie soll man sich diese seltsamen Widersprü-
che erklären? Entspringen sie nicht dem
Wunsch, sich nach keiner Seite hin festzule-
gen oder behaften zu lassen? Hält man auf
diese Weise nicht einfach .für alle Fälle' und
,für jeden etwas' bereit? Sei dem, wie es sei;

Die heutige Zeit verlangt jedenfalls eine
klarere Stellungnahme zu den freiheitlichen
demokratischen Staatsgrundlagen von einer
Kirche, die eine von einem freiheitlichen,
demokratischen Staate anerkannte Landes-
kirche sein will .

Mi t dem Willen unseres Volkes, seine Freiheit
zu wahren und zu verteidigen, hat auch eine
Landeskirche zu rechnen, wil l sie nicht jeden
Einfluss auf den Gang der politischen Ent-
wicklung verlieren.

Unklarheit und Inkonsequenz in der Stel-
lungnahme zu den Existenzgrundlagen der De-
mokratie zeigt sich besonders deutlich auch
i n Ihrem s e l t s a m en U r t e i l ü b er d ie
p o l i t i s c h en P a r t e i e n, bezeichnen Sie
doch auf Seite 37 Ihrer Schrift die politischen
Parteien expressis verbis als .eines der frag-
würdigsten Phänomene des politischen Lebens:
keinesfalls seine konstitutiven Elemente, viel-
leicht von jeher krankhafte, auf jeden Fall
nur sekundäre Erscheinungen'. Sind Sie sich
der Tatsache bewusst, dass eine wirklich frei-
heitlich organisierte und nach freiheitlichen
Grundsätzen geführte Demokratie ohne die
Existenz verschiedener politischer Parteien
überhaupt nicht bestehen kann? Was soll nach
Ihrer Meinung an die Stelle der Parteien tre-
ten: der Einparteienstaat? — dann waren wir
wieder bei Ihrer Auffassung angelangt, dass
auch die Diktatur einen /rechten Staat' dar-
stellen könne — oder ein Keinparteienstaat —
wie denken Sie sich in diesem Falle die Lö-
sung der Aufgabe, welche heute die politischen
Parteien in der politischen Aufklärung der
Bürgerschaft, in der Stellungnahme zu Wah-
len und Abstimmungen erfüllen? Die politi-
schen Parteien sind an und für sich als Insti-
tution weder fragwürdige noch krankhafte Er-
scheinungen des politischen Lebens, sondern
sie sind die notwendigen Instrumente der Mei-
nungsbildung, Meinungsäusserung und Wil-
lensbildung in jeder Demokratie, die ihren Na-
men wirklich verdient. Es gibt auch in dieser
Beziehung nun eben kein .vielleicht, vielleicht
auch nicht' oder ,sowohl — als auch', sondern
es gibt nur ein klares Entweder-Oder:

Wer ja sagt zur freiheitlichen, demokrati-
schen Staatsform, muss auch ja sagen zum
Bestehen verschiedener politischer Parteien !
und kann sie jedenfalls nicht als fragwür-1
dige oder gar krankhafte Erscheinungen'
unseres politischen Lebens betrachten;

wer die Existenzberechtigung der politischen
Parteien verneint, sagt damit auch nein zur
Staatsform der Demokratie. Dass heute mit
führenden Vertretern der Kirche über derart
e l e m e n t a re staatspolitische G r u n d e r-
k e n n t n i s se überhaupt Auseinandersetzun-
gen stattfinden müssen, ist jedenfalls ein wei-
teres untrügliches Anzeichen für die kaum
mehr zu verantwortende .Distanz', mit welcher
Ihnen nahestehende kirchliche Kreise funda-
mentalen Existenzbedingungen unseres Volks-
staates gegenüberstehen.

Es war unter solchen Umständen doch wirk-
lich nicht übertrieben, wenn der letzte Ver-
waltungsbericht der Kirchendirektion andeu-
tete, ,dass in gewissen kirchlichen Kreisen we-
nig Interesse an unserer demokratischen
Staatsform besteht'. Ich lasse die Frage offen,
ob und in welchem Mass dieses Desinteresse-
ment mit einem Grundzug Ihrer Theologie zu-
sammenhängt, die, wenn ich richtig verstehe,
dem Menschen im Prinzip überhaupt nichts
Rechtes zutraut, sondern ihn als verworfen,
grundverdorben und verloren betrachtet. Es

darf und muss einmal von einem Vertreter ei-1
nes demokratischen Staates aus gesagt wer-
den: Mit Menschen, die sich jeden Tag von
neuem ihre absolute Minderwertigkeit und
Nichtswürdigkeit, ihre abgrundtiefe Verdor-
benheit und hoffnungslose Verlorenheit be-
scheinigen lassen, baut und führt man keine
Demokratie; die freiheitliche Staatsform ist
darauf angewiesen, an g u te K r ä f t e i m
M e n s c h en zu a p p e l l i e r e n: m i t der
prinzipiellen Geringschätzung des Menschen,
mit der Negierung seines guten Willens schafft
man .Menschenmaterial' für die Diktatur und
keine Träger einer Demokratie.

Was verspricht man sich eigentlich für die
praktischen Wirkungsmöglichkeiten der Kir-
che von Zweideutigkeiten in der Einstellung
zur demokratischen Staatsform? Müsste es ge-
rade vom kirchlichen Standpunkt aus nicht
ungleich näher liegen, die d e m o k r a t i-
s c he S t a a t s f o rm a ls Institution b e-
w u s st u nd p o s i t iv zu b e j a h e n, i n
der Erkenntnis der Tatsache, dass nun einmal
keine andere Staatsform der Kirche die glei-
chen Möglichkeiten gewährt, auch gegenüber
dem Staat und seinen Behörden überhaupt
zum Worte zu kommen und gehört zu werden?
Sie selbst verweisen ja auf Seite 36 Ihrer
Schrift auf die ,Affinität zwischen der Chri-
stengemeinde und der Bürgergemeinde der
freien Völker'. Es besteht ja doch wohl nicht
nur eine .Affinität', sondern ein tatsächlicher,
und zwar sehr bedeutungsvoller Zusammen-
hang zwischen einer Staatsform, die den ein-
zelnen Bürger immer wieder unter seiner Ver-
antwortung zur Entscheidung aufruft und ei-
ner religiösen Auffassung, die, wie Sie selbst
auf Seite 28 Ihrer Schrift hervorheben, ihrer-
seits den Menschen vor seine Verantwortung
stellt.»

Die Diskussion endet damit, dass Professor
Karl Barth auf die gründlichen Ausführungen
von Kirchendirektor Feldmann in einigen Zei-
len zu verstehen gibt, dass er sich nicht derart
auf die Anklagebank versetzen lasse. «Von
dort aus habe ich Ihnen vorläufig weiter
nichts zu sagen.» Worauf Regierungsrat Feld-
mann in seinem letzten Antwortschreiben fol-
gende

Schlussfolgerungen
zieht:

«Einmal mehr, und zwar besonders deutlich
beweist dieser Briefwechsel in seinen Ursa-
chen, seinem Verlauf und seinen Ergebnissen,
dass die Form, in welcher eine Evangelisch-
reformierte Landeskirche sich innerhalb eines
wirklichen freien Volksstaates wirksam Ge-
hör verschaffen kann, erst noch gefunden wer-
den muss. Wil l die Kirche im politischen Le-
ben ernst genommen werden, wird auch sie
dem Grundsatz ,audiatur et altera pars' Rech-
nung tragen müssen; Sie und die von Ihnen
geschaffene und geführte theologische Rich-
tung scheinen mehr dem Grundsatz zu huldi-
gen ,taceat altera pars' (der andere Teil soll
schweigen). Sollte ich noch einmal in den Fall
kommen, vor dem Grossen Rat oder in einer
weiteren Oeffentlichkeit über staatspolitische
Unklarheiten und richtungspolitische Macht-
ansprüche innerhalb der Evangelisch-refor-
mierten Landeskirche zu sprechen, so müsste
ich nach allem, was heute vorliegt, noch um
ein ganz erhebliches Stück d e u t l i c h er
r e d e n, als ich es am 13. September 1950 ge-
tan habe.

Mi t dieser Feststellung darf ich wohl unsern
Briefwechsel auch meinerseits als abgeschlos-
sen betrachten; es geschieht mit dem Aus-
druck des Bedauerns darüber, dass er nicht zu
konstruktiveren Ergebnissen geführt hat.»


